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Marschflugkörper

für die Ukraine?

V O N T H O M A S S C H W A R T Z

In den letzten Wochen wird in der deut-
schen Politik immer wieder diskutiert, ob
Marschflugkörper vom Typ „Taurus“ an
die Ukraine geliefert werden sollen oder
ob eine solche Entscheidung Deutschland
endgültig zur Kriegspartei machen würde.
Davon einmal abgesehen, dass Deutsch-
land und die NATO insofern schon lange
Kriegspartei sind, als sie das völkerrecht-
lich und auch ethisch unbestrittene Recht
der Ukraine auf Selbstverteidigung und
den Schutz der Menschen und des natio-
nalen Territoriums nicht nur mit politi-
schen Erklärungen und humanitären sowie
finanziellen Transferleistungen unterstüt-
zen, sondern auch schon seit Anfang an
Waffen und Logistik für die ukrainischen
Streitkräfte zur Verfügung gestellt haben,
vermag ich nicht zu erkennen, inwiefern
durch die Lieferung von Marschflugkör-
pern eine neue Dimension in diesen von
der Russischen Föderation ohne Not vom
Zaun gebrochenen Angriffskrieg einge-
führt wird.
Im Gegenteil: Das Recht auf Verteidigung
und Befreiung unrechtmäßig besetzter Ge-
biete bedarf einer systematischen militär-
strategisch gut geplanten operativen
Durchführung. Dazu können gerade die
mit einem eigenen Navigationssystem ver-
sehenen Taurus-Systeme einen wichtigen
Beitrag leisten.
Mit ihnen könnte nämlich die ukrainische
Armee die von Russlands Truppen weit-
räumig angelegten Minenfelder überflie-
gen und ihre Stellungen hinter der Haupt-
verteidigungslinie im Süden und Osten der
Ukraine treffen. Natürlich haben die
Marschflugkörper auch die Fähigkeit, bis
nach Moskau zu fliegen. Aber die Ukraine
hat bisher deutlich gemacht, dass sie nur
mit eigenem Militärmaterial solche An-
griffe in den russischen Raum vornimmt –
anders als Russland, das ohne Hemmun-
gen iranische, nordkoreanische und auch
chinesische Militärtechnik für seine An-
griffe auf sein Nachbarland nutzt.
Auch die These, man könne nur verhin-
dern, dass deutsche Marschflugkörper
nicht-militärische Ziele angreifen, wenn
man aktiv an ihrer Zielprogrammierung
mitwirke, verfängt aus sozialethischer
Sicht nicht. Denn sie unterstellt dem uk-
rainischen Partner jene kaltblütige Bereit-
schaft, unschuldige Zivilisten zu Opfern
von Kriegshandlungen zu machen, die bis-
lang einzig die russischen Streitkräfte ge-
kennzeichnet haben und ist insofern ge-
eignet, eine ethische nicht zu rechtferti-
gende Äquidistanz zwischen Angreifer und
Angegriffenem herzustellen.
Wer nach Möglichkeiten sucht, einen ge-
rechten Frieden zu verwirklichen, ist ge-
halten, alle Maßnahmen zu unterstützen,
die eine Verkürzung von Kampfhandlun-
gen und ein Zurückdrängen des Aggres-
sors ermöglichen.
Dazu zählen nach Überzeugung aller Mi-
litärexperten auch die Lieferung von Tau-
rus-Systemen an die Ukraine und ihre
Verwendung zum Angriff militärisch rele-
vanter Ziele.
Die Ukraine hat sich bislang bei allen ge-
lieferten Waffen stets an dieses Ziel ge-
halten. Sie verdient deshalb auch hier
unser Vertrauen.
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Gut die Hälfte der Deutschlandticket-Nutzer hatte vorher schon ein Nahverkehrs-Abo. Hier wurden also keine neuen Zielgruppen erschlossen. Foto: dpa

Durchwachsene

Bilanz
Das Deutschland-Ticket sollte Menschen in den Nahverkehr locken, die ihm bisher fern geblieben waren. Und auch
für Einkommensschwächere Mobilität ermöglichen. Zu beiden Punkten gibt es Kritik V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

D
as Deutschlandticket gilt als Er-
folgsmodell. Allerdings ist weni-
ge Wochen nach seinem Start
die Fortführung bereits gefähr-

det. Die Idee hinter dem Angebot: Mit dem
jederzeit kündbaren Abo bei monatlichen
Kosten von 49 Euro soll ein Anreiz zum
Umstieg auf den öffentlichen Nahverkehr

nalzügen und einem erforderlichen Wech-
sel auf einen Intercity oder einen ICE eine
neue Fahrkarte oder zumindest einen Auf-
preis. Bislang habe die Bahn den Kunden
des Deutschlandtickets einen solchen Zu-
satzaufwand im Nachhinein erstattet. Das
sei nun weggefallen. Mit einem subventio-
nierten Fahrpreis allein lasse sich, so der

Deutschland. Wenn auch die mit dem Ti-
cket angestrebte Überwindung der Tarif-
grenzen im öffentlichen Nahverkehr ein
verkehrspolitischer Meilenstein sei, fehle es
doch an einem „Durchbruch in der Sozial-
politik, der die angestrebte „Einfachheit“
und Chancengerechtigkeit des Deutsch-
landticket auch für sozial benachteiligte

fordert, dass der Bestell- und Kündigungs-
prozess vereinfacht werde. Wohlwollend
könnte man die genannten Schwächen als
„Kinderkrankheiten“ bezeichnen, die mit
der Zeit nachgebessert werden könnten.
Viel Zeit scheint aber gar nicht zu bleiben,
da das Finanzierungsmodell des Deutsch-
landtickets nicht auf stabilen Füßen zu ste-
geschaffen werden. Allerdings zeigen die
ersten Buchungszahlen auch, dass etwa die
Hälfte der genutzten Deutschlandtickets
auf der Umwandlung eines bereits be-
stehenden teureren Abos oder auf dem Um-
stieg von einem anderen Abo beruhen. Das
berichtet der Verband Deutscher Verkehrs-
unternehmen (VDV). Andere 44 Prozent
seien bereits zuvor im Besitz von Einzel-
fahrkarten oder außerhalb eines Abos ge-
kaufter Monatstickets gewesen. Nach den
Verbandsangaben sind lediglich acht Pro-
zent der Abonnenten des 49-Euro-Ange-
bots kaum oder gar nicht Nutzer von Ange-
boten der Nachverkehrsunternehmen ge-
wesen. Diese Zahlen lassen den von Bun-
desverkehrsminister Volker Wissing (FDP)
als großen Erfolg bezeichneten „regelrech-
ten Run“ auf das Deutschlandticket in
einem anderen Licht erscheinen.

Das neue Angebot zur Bahnnutzung ist
nämlich durchaus erheblicher Kritik ausge-
setzt. Einer der zentralen Punkte der Be-
schwerdeführer ist der im Verhältnis zum
zuvor angebotenen Neun-Euro-Ticket
deutlich erhöhte Preis. Ein gesteigerter
Nutzungsumfang bringt, gerade auf belieb-
ten Fahrstrecken, in den Ferienzeiten
Schwierigkeiten mit sich, auf die der Fahr-
gastverband ProBahn aufmerksam macht.
„Das Problem ist, dass man durch das
Deutschlandticket eine Vergünstigung ge-
schaffen hat, ohne die Kapazitäten zu erhö-
hen“, erläuterte der Ehrenvorsitzende von
Pro Bahn, Karl-Peter Naumann, gegenüber
der Rheinischen Post. Der Verband fordert
angesichts neuer Einschränkungen für
Deutschlandticket-Inhaber mehr Züge und
bessere Informationen für die Fahrgäste. So
verlange die Bahn bei Ausfällen von Regio-
Verband, eine Verkehrswende nicht er-
reichen. Fahrten mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln müssten komfortabel sein, um auch
in der individuellen Wahrnehmung eine Al-
ternative zum Auto darzustellen. Dringend
erforderlich sei daher eine deutliche Auf-
stockung der finanziellen Mittel für die An-
gebotserweiterung und den Infrastruktur-
ausbau auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene.

29-Euro-Ticket in Bayern
für junge Zielgruppe
Im Freistaat Bayern ist man auf der Suche
nach einem guten Mittelweg, um das Ticket
auch für die Personen attraktiv zu machen,
die nicht über ein entsprechendes Einkom-
men verfügen. Ab dem Herbst gibt es dort
ein ermäßigtes Deutschlandticket für Aus-
zubildende, Studierende und Freiwilligen-
dienstleistende. Für 29 Euro im Monat
können junge Menschen mit dem bayeri-
schen Ermäßigungsticket dann künftig
durch ganz Deutschland reisen. „Das baye-
rische Ermäßigungsticket ist ein Deutsch-
landticket zu reduziertem Preis“, erklärt
Bayerns Verkehrsminister Christian Bern-
reiter (CSU). Es sei speziell für junge Men-
schen gedacht, die noch nicht viel Geld ver-
dienen, aber dennoch für ihre Tätigkeiten
auf öffentlichen Verkehrsmittel angewiesen
seien.

Für Nachbesserungen beim Deutsch-
landticket gerade im Hinblick auf die sozia-
le Gestaltung plädiert auch Gisela Sauter-
Ackermann in einem Beitrag für die Zeit-
schrift „Neue Caritas“. Sie ist die Geschäfts-
führerin der Bundesarbeitsgemeinschaft
katholischer Bahnhofsmissionen in
Menschen“ realisiere. Bei der Konzeption
des Tickets hätten die Verantwortlichen
viele Menschen und Bevölkerungsgruppen
nicht konsequent in den Blick genommen.
Sauter-Ackermann kritisiert ebenfalls, dass
das neue Angebot fünfmal so teuer sei wie
sein Vorgänger. Geringverdienende, Rent-
nerinnen und Rentner, Studentinnen und
Studenten, sowie Alleinerziehende könnten
sich die „Mobilitäts-Flatrate“ ebenso wenig
leisten, wie Familien und Bürgergeldbezie-
her. Einmal mehr habe man sozialpolitische
Implikationen ausgeblendet, statt von An-
fang an Ermäßigungen für unterschiedliche
Bevölkerungsgruppen vorzusehen. So
könnten soziale Komponenten jetzt nur
noch nachträglich eingeflickt werden.
Durch die Kompetenzen der Bundesländer
beim Nahverkehr entstehe jetzt ein neuer,
unübersichtlicher und ungerechter Flicken-
teppich bei den Ermäßigungstarifen.

Schlechter
Informationsservice
Auch die Informationspolitik rund um das
Bahnangebot wird von der Expertin kriti-
siert. Wolle man sich über das Ticket infor-
mieren, lande man in einem Informations-
dschungel im Hinblick auf die Art der Be-
zahlung oder die Kündigungsoptionen.
„Entsteht da nicht gerade eine neue Schul-
denfalle?“, fragt die Autorin. Für Menschen,
die angesichts steigender Preise jeden Cent
umdrehen müssten, sei das Ticket weder
kostengünstig noch „einfach“. In die gleiche
Richtung geht die Kritik des Bundesver-
bands der Verbraucherzentrale. Er kriti-
siert, dass der Zugang zum Ticket in einigen
Regionen nur digital möglich sei. Auch er
hen scheint. Tatsächlich ist die Finanzie-
rung des Angebots lediglich für das laufende
Jahr vollständig geklärt. Allerdings gibt es
eine Übereinkunft, dass Bund und Länder
für den Zeitraum von 2023 bis 2025 die
jährlichen Kosten des Tickets in Höhe von
drei Milliarden Euro je zur Hälfte tragen.
Für etwaige Mehrkosten beispielsweise bei
der Einführung und Digitalisierung des Ti-
ckets hat der Bund aber lediglich für 2023
die Übernahme zugesagt. Da für die Folge-
jahre eine Einigung fehlt, sind die Länder
jetzt in Sorge, dass sie auf möglichen infla-
tionsbedingten Mehrkosten sitzen bleiben.

Nach Medienberichten soll der Vorsit-
zende der Länderverkehrsminister-Konfe-
renz, der nordrhein-westfälische Verkehrs-
minister Oliver Krischer (Grüne), wegen
dieser Bedenken der Länder bereits einen
deutlichen Brief an Bundesverkehrsminis-
ter Volker Wissing (FDP) geschrieben
haben. Die Süddeutsche Zeitung, der der
Brief vorliegt, berichtet, das Krischer Wiss-
ing ein Ultimatum bis Oktober zur Klärung
„über den Preis und die Finanzierung“ ge-
stellt habe. Ansonsten würden die Länder
die Fortführung des Deutschlandtickets
oder zumindest dessen flächendeckende
Anwendung ernsthaft gefährdet sehen.

Möglicherweise erwartet die Verbraucher
deshalb eine Preissteigerung bei dem hoch-
gepriesenen Ticket. „Es könnte gut sein,
dass das Deutschlandticket in Zukunft teu-
rer werden muss, um die Kosten zu de-
cken", vermutet der schleswig-holsteinische
Verkehrsverbund NAH.SH im NDR. Der
Bundesverkehrsminister bleibt hingegen
optimistisch: „Je mehr Abonnenten wir
haben, umso günstiger kann das Ticket
dauerhaft bleiben“, meint Wissing.


